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Betreff / Beschlussvorschlag  
Nachtflugverbot am Flughafen Braunschweig-Wolfsburg 
 

 

  
  
 
Der Rat der Stadt wird gebeten zu beschließen: 
 
„Das Niedersächsische Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr wird gebeten, das gelten-
de Nachtflugverbot für den Flughafen Braunschweig-Wolfsburg zu überprüfen und zu untersu-
chen, ob zur Minderung der Lärmbelastung der Bevölkerung eine Änderung der Ausnahmere-
gelungen angezeigt ist.“ 
 
 
Begründung: 
 
Nach § 29 b Luftverkehrsgesetz sind Flugplatzunternehmer, Luftfahrzeughalter und Luftfahr-
zeugführer verpflichtet, beim Betrieb von Luftfahrzeugen in der Luft und am Boden vermeidbare 
Geräusche zu verhindern und die Ausbreitung unvermeidbarer Geräusche auf ein Mindestmaß 
zu beschränken, wenn dies erforderlich ist, um die Bevölkerung vor Gefahren, erheblichen 
Nachteilen und erheblichen Belästigungen durch Lärm zu schützen. Auf die Nachtruhe der Be-
völkerung ist in besonderem Maße Rücksicht zu nehmen. Die Zahl der Beschwerden über Be-
lästigung durch Fluglärm ist im Umfeld des Flughafens Braunschweig-Wolfsburg in den letzten 
drei Jahren deutlich angestiegen. Daher wird das Niedersächsische Ministerium für Wirtschaft, 
Arbeit und Verkehr als Genehmigungsbehörde gebeten, die bestehenden Ausnahmen vom 
Nachtflugverbot zu überprüfen und ggf. Änderungen zu veranlassen. 
 
gez. Manfred Pesditschek 
Fraktionsvorsitzender  


